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Zusammenfassung 


Nach § 21 des Hochschulstatistikgesetzes (HStatG) 
wurde beim Statistischen Bundesamt ein Ausschuß 
für die Hochschulstatistik gebildet, der das Statisti- 
sche Bundesamt bei der Erfüllung seiner ihm nach 
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben, insbesondere 
bei der Erstellung des Erhebungs- und Aufberei- 
tungsprogramms und dessen jährlicher Anpassung 
an die Bedürfnisse der Hochschulplanung, berät. 

Der Ausschuß hat seine Arbeit am 14. Dezember 1971 
aufgenommen. In der ersten Phase der Ausführung 
dieses Gesetzes sah er seine Aufgabe vor allem 
darin, mit seinen spezifischen fachlichen Kenntnissen 
und Erfahrungen die Arbeit des Statistischen Bun- 
desamtes bei der Aufstellung eines Stufenplanes zu 
unterstützen und den bei den Hochschulen zu erwar- 
tenden finanziellen und personellen Mehraufwand 
abzuschätzen. Der Stufenplan für die Realisierung 
des Hochschulstatistikgesetzes mußte jedoch mehr- 
fach revidiert werden, da es sich zeigte, daß die für 
einzelne Statistiken gesetzten Fristen nicht einge- 
halten werden konnten (vgl. S. 9 ff.). 


Durch das HStatG wurde auf der einen Seite für die 
bereits eingeführten Hochschulstatistiken (Studen- 
tenstatistik, Prüfungsstatistik, Hochschullehrererhe- 
bung) eine bundesgesetzliche Regelung geschaffen, 
auf der anderen Seite eine erhebliche Erweiterung 
der Erhebungsbereiche und der Erhebungseinheiten 
eingeführt. Die Realisierung des Gesetzes stellt sich 
gegenwärtig wie folgt dar; 

— Die Erhebung nach §§ 10 und 11 HStatG („Abitu- 
rientenbefragung") werden in Fortführung der 
bereits 1970 und 1971 durchgeführten Befragun- 
gen seit 1972 auf der neuen Rechtsgrundlage vor- 
genommen. 

— Die Studentenstatistik ist erhebungstechnisch 
umgestaltet (schrittweise Integration in die Ver- 
waltungsabläufe der Hochschulen) und auf die 
Fachhochschulen ausgedehnt. 

— ■ Eine Aktualisierung der Studentenstatistik soll 
durch Schnellmeldungen von Hauptergebnissen 
aus dem ungeprüften Material erreicht werden. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft vom 19. Februar 1974 
— PI 4 — 0506. 
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— Die Personalerhebungen nach dem Verfahren der 
§§ 7 und 8 HStatG konnten noch nicht realisiert 
werden; wichtige Teilergebnisse werden jedoch 
übergangsweise aus einer Sondererhebung im 
Rahmen der Personalstandsstatistik im öffent- 
lichen Dienst gewonnen (bisher durchgeführt in 
1972 und 1973). 

— Die Statistik der Grundstücke, Gebäude und 
Räume liegt noch nicht vor; die amtliche Statistik 
hat ab 1973 die bisher vom Wissenschaftsrat ge- 
führte Statistik der Hochschulräume übernommen 
und baut sie schrittweise aus. 

— Daten über die Ausgaben der Hochschulen und 
ihre Finanzierung stehen zum Teil aus der Finanz- 
statistik zur Verfügung. 

— Alle übrigen im HStatG genannten Aufgaben 
sind aus personellen, finanziellen und anderen 
Gründen nur langfristig realisierbar. 

Die Gründe für einen bisher nur schleppenden Voll- 
zug des Hochschulstatistikgesetzes liegen u. a. darin, 
daß man schon bei der Befriedigung der dringend- 
sten Informationswünsche an die derzeitigen finan- 
ziellen Grenzen gerät. Noch ist nicht überall — we- 
der bei den Universitäten noch bei den Statistischen 
Ämtern — der finanzielle Mehrbedarf und insbe- 


sondere der zusätzliche Personalbedarf, der sich 
durch das Hochschulstatistikgesetz ergibt, haushalts- 
mäßig abgesichert (vgl. S. 17 ff.). 

Erschwerend wirkt sich aus, daß die erhobenen Da- 
ten für Zwecke der Planung und Verwaltung in 
Bund, Ländern und Hochschulen dienen sollen, es 
aber bei den einzelnen Institutionen auseinander- 
gehende Auffassungen darüber gibt, welche Daten 
konkret erforderlich sind. Einer raschen Klärung die- 
ser Frage steht ebenfalls die angespannte Personal- 
lage entgegen. Hinzu kommt, daß die bildungs- und 
hochschulplanerischen Fragestellungen sich ständig 
verändern und neue Probleme hinzutreten. 

Die langsame Realisierung des Hochschulstatistik- 
gesetzes führt andererseits wieder dazu, daß die 
beteiligten Institutionen gezwungen werden, Ad- 
hoc-Erhebungen durchzuführen, was zu unrationeller 
Mehrgleisigkeit sowie zu einer starken Beanspru- 
chung der Erhebungsstellen und der Statistischen 
Ämter führen muß. 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik ist der Über- 
zeugung, daß trotz mancher Schwierigkeiten, die 
sich ergeben haben, im Augenblick eine Novellie- 
rung des Gesetzes nicht erforderlich ist. Vielmehr 
müssen die Möglichkeiten, die das Gesetz bietet, zu- 
nächst voll ausgeschöpft werden. 
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I. Rechts- und Sachlage in der Hochschulstatistik 


1 Situation der Hochschulstatistik bei inkraft- 
treten des Hochschuistatistikgesetzes 

Die bundeseinheitlichen Statistiken im Hochschulbe- 
reich begannen nach dem zweiten Weltkrieg mit der 
Kleinen Hochschulstatistik im Sommersemester 1949 
und der Großen Hochschulstatistik im Winter- 
semester 1949/50. Vorangegangen waren erste sta- 
tistische Erfassungen in einzelnen Ländern. 

Die Kleine Hochschulstatistik stützte sich auf Ver- 
waltungsmeldungen der Hochschulen über die Zahl 
der deutschen und ausländischen Studenten nach 
Fachrichtungen, wobei jeweils Studenten und Stu- 
dienanfänger unterschieden wurden. Demgegenüber 
wurde bei der Großen Hochschulstatistik jeder ein- 
zelne Student (vgl. S. 4) befragt. Diese Individual- 
statistik beruhte auf einer Vereinbarung der Länder 
im Jahre 1949 zur Durchführung einer Individual- 
erhebung der Studenten an den Wissenschaftlichen 
Hochschulen mittels eines einheitlichen von jedem 
Studenten auszufüllenden Erhebungsbogens. Die 
Aufbereitung erfolgte nach einem ebenfalls bundes- 
einheitlichen Auswertungsprogramm. Die Große 
Hochschulstatistik wurde regelmäßig nur im Winter- 
semester durchgeführt. Sie erlaubte vor allem Aus- 


wertungen über den Bestand an Studenten. Informa- 
tionen über Studienverläufe (z. B. Studiendauer, Stu- 
dienerfolg) waren aus den Ergebnissen nicht abzu- 
leiten. Erstmals mit dem Wintersemester 1966/67 
(mit Rückbefragung über den bisherigen Studien- 
verlauf) wurde die Individualstatistik der Studenten 
durch Erweiterung um ein Identifikationsmerkmal 
konzeptionell zu einer verlaufsstatistischen Erhe- 
bung entwickelt. Allerdings konnte diese Konzeption 
nicht realisiert werden. 

Im Jahre 1955 wurde eine Statistik der Hochschul- 
prüfungen eingeführt. Sie stützte sich auf Meldungen 
der Fakultäten und Prüfungsämter über die abge- 
legten Prüfungen nach Fachrichtungen. Ab dem Win- 
tersemester 1964/65 wurde versucht, die Prüfungs- 
statistik auf eine Individualerhebung umzustellen. 

In den Jahren 1953, 1960 und 1966 wurden Indivi- 
dualerhebungen über das wissenschaftliche Personal 
an den Hochschulen (Hochschullehrererhebungen) 
durchgeführt. Sie wurden ergänzt durch Untersu- 
chungen und Erhebungen des Wissenschaftsrates 
(seit 1960) und der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder (seit 1964) über die Personal- 
stellen der Hochschulen. 


Statistik im Hochschulbereich bis 1971 


Große Hodisdiulstatistik 
(Individualbefragung 
der Studenten 
an den Hochschulen) 


Kleine Hochschulstatistik 


Statistik der 
Hochschullehrer und des 
wissenschaftlichen 
Personals 


Statistik der 
Hochschulprüfungen 


Rechtsgrundlage 


Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der Länder 


Periodizität 


Halbjährliche Erhebung (SS und WS) 
und Aufbereitung 


insgesamt dreimal, 
zuletzt mit Stichtag 
15. November 1966 
durchgeführt 


I Jährliche Erhebung (im 
j Oktober für die jeweils 
zurückliegenden 
2 Semester) und 
Aufbereitung 


Kreis der 
Befragten 


Insgesamt rund 420 000 
Studenten 

(ohne Beurlaubte und 
Gasthörer) an den 
Universitäten, Tech- 
nischen Hochschulen, 
Wissenschaftlichen 
Hochschulen mit 
Universitätsrang, 
Philosophisch-Theo- 
logischen und Kirch- 
lichen Hochschulen, 
Kunst- und Musikhoch- 
schulen, der Hochschule 
für Film und Fern- 
sehen, der Sporthoch- 
schule Köln. 


Insgesamt 81 Hoch- 
schulen (Universitäten, 
Technische Hoch- 
schulen, Wissenschaft- 
lichen Hochschulen mit 
Universitätsrang, 
Philosophische, Theolo- 
gische und Kirchliche 
Hochschulen, Kunst- 
und Musikhochschulen, 
Hochschule für Film 
und Fernsehen, Sport- 
hochschule Köln). 


1 


Hochschullehrer und 
sonstiges wissenschaft- 
liches Personal an 
Wissenschaftlichen und 
(nur 1966) Pädago- 
gischen Hochschulen 


Prüfungsämter bzw. 
Fakultäten der Wissen- 
schaftlichen Hoch- 
schulen. 
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1 Große Hochschulstatistik 
(Individuaibefragung 

1 der Studenten 

an den Hochschulen) 

Kleine Hocbschulstatistik 

Statistik der 
Hochschullehrer und des 
wissenschaftlichen 
Personals 

Statistik der 
Hochschuiprüfungen 

Berichtsweg Studenten- 

Hochschulen-StLÄ- 

Hochschullehrer- 

Prüfungsämter-StLÄ- 

Hochschulen-StLÄ- 

StBA 

Hochschulen-StLÄ- 

StBA 

StBA 


StBA 


Ergebnisse Für sämtliche Hoch- 

Deutsche und aus- 

Akademische und 

Deutsche und aus- 

schulen: Deutsche 

ländische Studenten 

dienstrechtliche 

ländische Kandidaten 

Studenten (darunter 

sowie Studienanfänger 

Stellung; Geburtsjahr; 

nach abgelegten 

Studienanfänger) nach 

an den einzelnen Hoch- 

Jahr der Promotion, 

akademischen Prüfun- 

Geschlecht, Geburts- 

schulen nach Geschlecht 

Habilitation und erste 

gen und Hochschulart; 

jahr, Familienstand, 

und Fachrichtung; 

Berufung; Fach- 

bestandene und nicht- 

ständigem Wohnsitz; 

beurlaubte Studenten, 

richtung; Hochschulart; 

bestandene Staats-, 

Studienbereich, Hoch- 

Gasthörer nach Hoch- 

Beruf und berufliche 

Diplom- und Magister- 

Schulart; Art und Zeit- 

Schulart; ausländische 

Stellung des Vaters. 

Prüfungen sowie 

punkt des Erwerbs der 

Studenten im Vor- 


Doktorprüfungen nach 

Hochschulberechtigung, 

Semester bzw. Studien- 


Fachrichtungen und 

Grundstudienfach; 

kolleg. 


nach dem Geschlecht 

Finanzierung des 



der Kandidaten. 

Studiums; berufliche 




Stellung und Schul- 




bildung der Eltern. 




Ausländische Studen- 




ten nach Staatsange- 




hörigkeit, Geburtsjahr, 




Studiengebiet, Finan- 




zierung des Studiums. 




Außerdem Angaben 




nur für Wissenschaft- 




liche Hochschulen: 




Deutsche Studenten 




nach Studienfach, Fach- 




semester, Hochschul- 




semester, Berufsziel, 




Zahl der besuchten 




Hochschulen, abgelegte 




Prüfungen 




(ab WS 1968/69). 




Veröffent- Fachserie A, Reihe 

Fachserie A, Reihe 

Fachserie A, Reihe 

Fachserie A, Reihe 

lichungen 10/V (halbjährlich) 

10/V (halbjährlich) 

10/V (unregelmäßig) 

10/V (jährlich) 

WS 1971/72 erschienen 

WS 1971/72 erschienen 

zuletzt erschienen im 

Prüfungsjahr 1971 

im Oktober 1973 

im August 1972 

Juli 1969 (Vorbericht) 

erscheint im Frühjahr 




1974 


Die genannten Statistiken im Hochschulbereich wur- 
den auf Bundesebene nicht aufgrund eines Gesetzes, 
sondern aufgrund einer Empfehlung der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) 
vom Statistischen Bundesamt koordiniert. Das heißt, 
zwischen Statistischem Bundesamt und Statistischen 
Landesämtern wurden Erhebungsprogramme und 
Aufbereitungsrahmen abgesprochen. Die von den 
Statistischen Landesämtern erhobenen Daten wur- 
den vom Statistischen Bundesamt zu Bundesergeb- 
nissen zusammengestellt und veröffentlicht. An der 
Festlegung des Minimalrahmens der Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramme wurden die Konsumenten 
der statistischen Ergebnisse über den beim Statisti- 


schen Bundesamt eingerichteten Ausschuß für die 
Statistik des Bildungswesens beteiligt. 

Im Rahmen dieser koordinierten Statistiken ergab 
es sich, daß die laufenden statistischen Erhebungen 
in verschiedenen Ländern teils erheblich über den 
Minimalrahmen des Bundes hinausgingen. 

Andererseits fehlten ausreichende Angaben über 
Studienverläufe, Studiendauer, Studienerfolg, Struk- 
tur des Personals sowie über die räumliche und 
finanzielle Ausstattung der Hochschulen. 

Zugleich reichte mit zunehmendem Interesse an bil- 
dungsstatistischen Daten die Personalausstattung in 
den Statistischen Landesämtern nicht mehr aus, um 
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allen Konsumentenwünschen Rechnung zu tragen. 
Darüber hinaus war die Aufbereitungsorganisation 
in den Statistischen Landesämtern unterschiedlich. 
Erhebung und Aufbereitung wurden außerdem 
durch die eingeschränkten Möglichkeiten zur Mit- 
wirkung der Hochschulen erschwert. Das führte da- 
zu, daß sich die Statistiken im Hochschulbereich im- 
mer stärker verzögerten. Die Veröffentlichung der 
Bundesergebnisse, z. B. der Großen Hochschul- 
statistik, folgte um bis zu vier Jahren dem Berichts- 
zeitraum nach. 

Nachteilig für Vollständigkeit und Zuverlässigkeit 
der statistischen Erhebungen war insbesondere das 
Fehlen einer bundeseinheitlichen und den sachlichen 
Anforderungen entsprechenden Rechtsgrundlage für 
die Statistik. Durch die Änderung des Grundgesetzes 
im Zuge der Finanzreform wurden der Ausbau und 
Neubau von Hochschulen (Artikel 91 a Abs. 1 GG) 
sowie die überregionale Forschungsförderung und 
die Bildungsplanung (Artikel 91 b GG) als Aufgaben 
von Bund und Ländern verfassungsrechtlich veran- 
kert. Der Bund erhielt ferner die Kompetenz für ein 
Hochschulrahmengesetz (Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 a 
GG) und für die gesetzliche Regelung der Ausbil- 
dungsbeihilfen (Artikel 74 Nr. 13 GG). Um die für 
Zwecke der Planung und Verwaltung in Bund, Län- 
dern und Hochschulen im Rahmen der jeweiligen 
Zuständigkeiten erforderlichen Daten in verbesser- 
ter Form zu erhalten, wurde das Gesetz über eine 
Bundesstatistik für das Hochschulwesen (Hochschul- 
statistikgesetz — HStatG) vom 31. August 1971 
geschaffen. 


2 Bisherige Reaiisierung des 
Hochschuistatistikgesetzes 

Die traditionellen Hochschulstatistiken (Studenten- 
statistik, Statistik der abgelegten Hochschulprüfun- 
gen, Hochschullehrererhebung) erhielten durch das 
HStatG eine bundesgesetzliche Grundlage. Darüber 
hinaus wurden jedoch weitere Erhebungsbereiche-) 
und Erhebungseinheiten ^) durch das Gesetz einge- 
führt. Angesichts dieser Ausweitung des Arbeitspro- 
grammes in qualitativer und quantitativer ‘^) Hinsicht 
(vgl. Anlage 1) war es von vornherein ausgeschlos- 
sen, sämtliche Aufträge des Gesetzes gleichzeitig 


9 21. und 22. Grundgesetz Anderungsgesetz vom 12. Mai 
1969, BGBl. I S. 359 und S. 363. 

“) Ingenieurschulen (§ 2 Nr. 2), Höhere Fachschulen (§ 2 
Nr. 2), Einrichtungen für Fernstudienlehrgänge (§ 2 
Nr. 3), Hochschulkliniken und Lehrkrankenhäuser (§ 2 
Nr. 1), Studentenwohnheime (§ 2 Nr. 7), Studenten- 
werke (§ 2 Nr. 8). 

Grundstücke (§ 3 Nr. 12), Gebäude und Räume der 
Hochschulen (§ 3 Nr. 12), Wohnheimplätze (§ 3 Nr. 13), 
Zulassungsbeschränkungen (§ 3 Nr. 9), Lehrveranstal- 
tungen (§ 3 Nr. 9), angebotene Studienabschlüsse (§ 3 
Nr. 9). 

'*) So wurden im SS 1971 noch 420 000 Studenten erfaßt, 
im WS 72/73 nach Ausweitung des Erhebungsbereichs 
und infolge des stärkeren Zustroms zu den Hoch- 
schulen jedoch schon 663 000 Studenten. 


auszuführen. Die neuen Aufgaben können daher nur 
im Rahmen eines Stufenplanes verwirklicht werden. 
Gegenwärtig stellt sich die Realisierung des HStatG 
wie folgt dar. Die Empfehlungen des Ausschusses für 
die Hochschulstatistik hierzu finden sich unter II. 
(S. 9 ff.). 

2.1 Schüler der Sekundarstufe II, wehr- und ersatz- 
dienstleistende Studienberechtigte (§§ 10 und 11 
HStatG) 

Zur Feststellung des zu erwartenden Zugangs zu 
den Hochschulen werden bei den Schülern in Bil- 
dungseinrichtungen der Sekundarstufe II sowie bei 
den wehr- und ersatzdienstleistenden Studienberech- 
tigten Angaben über die Studien- und Berufs- 
wünsche sowie den angestrebten Studienort im Rah- 
men von Individualbefragungen gesammelt. Bereits 
1970 wurde von der KMK eine Befragung der Schü- 
ler der Abschlußklassen beschlossen und von der 
HIS-GmbH durchgeführt. Die amtliche Statistik hat 
in diesem Bereich im Jahre 1971 aufgrund von Be- 
schlüssen der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung sowie 1972 und 1973 aufgrund des 
HStatG Erhebungen durchgeführt. 

2.2 Studenten (§ 4), Prüfungskandidaten (§ 13 Nr. 1) 
und Prüfungen (§ 12 Nr. 6 und § 13 Nr. 2) 

Die Studentenstatistik war insbesondere hinsichtlich 
der zu erfassenden Merkmale bereits weit entwik- 
kelt. Eine Erweiterung der Studentenstatistik resul- 
tierte vor allem aus der Ausdehnung des Erhebungs- 
bereichs auf die Fachhochschulen. Für die praktische 
Durchführung brachte das HStatG zudem eine we- 
sentliche Verbesserung durch die Festlegung einer 
Auskunftspflicht der Studenten (§ 17). 

Schwierigkeiten bei der individualisierten Studen- 
tenstatistik führten zu einer Neugestaltung der Er- 
hebung ab Sommersemester 1972 in der Form, daß 
begonnen wurde, die Datengewinnung in Verwal- 
tungsabläufe der Hochschulen zu integrieren. Bei 
diesen Umstellungen ergaben sich für die statistische 
Aufbereitung eine ganze Reihe von Anlaufschwierig- 
keiten. So war einmal im Bereich der amtlichen Sta- 
tistik eine von Grund auf neue Programmierung für 
die EDV erforderlich. Auch bei den Hochschulen war 
die integrierte Gewinnung von Verwaltungs- und 
Statistikdaten nur schrittweise zu erreichen. Daraus 
folgt, daß die Ergebnisse der Studentenstatistik noch 
nicht hinreichend aktuell geliefert werden können. 
Es ist beabsichtigt, aus dem ungeprüften Material 
der Studentenstatistik Hauptergebnisse vorweg auf- 
zubereiten. 

Bisher ist es nicht gelungen, die Studenten- und Prü- 
fungsstatistik miteinander zu verzahnen. Das Sta- 
tistische Bundesamt ist deshalb mit Vorbereitungs- 
arbeiten für eine individualisierte, auf die Studen- 
tenstatistik abgestimmte Prüfungsstatistik ab 1974 
beschäftigt. Zur Zeit wird eine Erhebung bei allen 
Prüfungsämtern durchgeführt, die neben den Daten 
über die abgelegten Prüfungen im Prüfungsjahr 
1972/73 zusätzliche organisatorische Hinweise zum 
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Prüfungsverfahren, zum Studiengang usw. liefern 
soll (vgl. auch die Empfehlung des Ausschusses unter 
II, Ziff. 2.2.3). Bei dieser Erhebung werden auch die 
angebotenen Studienabschlüsse nach Fachrichtungen 
und vorgesehener Regelstudienzeit (§ 12 Nr. 4) 
erfragt. 


2.3 Personal (§§ 7 und 8) 

Die nach dem HStatG vorgesehenen Personalerhe- 
bungen nach §§ 7 und 8 sind z. Z. noch nicht reali- 
siert. Als Zwischenlösung wurden auf Vorschlag des 
Ausschusses für die Hochschulstatistik für 1972 und 
1973 Personalerhebungen im Rahmen der allgemei- 
nen Personalstanderhebungen im öffentlichen Dienst 
durchgeführt (vgl. die Empfehlung unter II, Ziff. 
2.2.4). Hierbei wurde das Personal nach Funktionen 
und Laufbahnen in den kleinsten organisatorischen 
Einheiten der Hochschule erfaßt. Die Erhebungen 
waren außerdem ergänzt worden um eine Erhebung 
der Personalsollstärke (Stellen). Die Erhebung des 
Jahres 1972 ist abgeschlossen. 


2.4 Grundstücke, Gebäude und Räume (§12 Nr. 5) 

Eine amtliche Statistik der Grundstücke, Gebäude 
und Räume im Hochschulbereich nach Größe, Aus- 
stattung und Nutzung gab es bisher nicht. 

Außerhalb der amtlichen Statistik hatte der Wissen- 
schaftsrat Daten über die Hochschulräume erhoben. 
Der Erhebungsbogen deckt die durch das Gesetz 
vorgegebenen Merkmale ab. Der Ausschuß für die 
Hochschulstatistik hat daher der amtlichen Statistik 
empfohlen, die Datenbestände des Wissenschafts- 
rates zu übernehmen und die bisherigen Erhebun- 
gen fortzuführen (vgl. die Empfehlung unter II, 
Ziff. 2.2.5). Entsprechend dieser Empfehlung wird die 
Raumbestandserhebung seit 1973 von der amtlichen 
Statistik durchgeführt. 


2.5 Kosten und Finanzen (§ 12 Nr. 8) 

Ein Teil der zu erfassenden Daten steht aus der 
amtlichen Finanzstatistik zur Verfügung. Das Sta- 
tistische Bundesamt hat probeweise eine Erhebung 
über die Ausgaben der Hochschulen nach Fächern 
und Ausgabearten in den Jahren 1971 und 1972 
durchgeführt (vgl. Empfehlungen unter II, Ziff. 2.2.6). 

Die vollständige Realisierung der Statistik gemäß 
§ 12 Nr. 8 HStatG wird erst langfristig möglich sein. 

2.6 Weitere Aufgaben nach dem HStatG 

Im HStatG sind weitere Aufgaben formuliert, und 
zwar 

— Statistik der Teilnehmer an Weiterbildungs- 
kursen (§ 5) 

Statistik der Doktoranden (§ 6) 

— Statistik der Fernstudienlehrgänge und Weiter- 
bildungskurse (§ 9) 

— ■ Statistik der Studienbewerber und Gasthörer 
(§ 12 Nr. 1) 

— Statistik der beurlaubten Studenten und Exmatri- 
kulierten (§ 12 Nr. 2) 

— Statistik der Zulassungsquoten und Zulassungs- 
beschränkungen (§ 12 Nr. 3) 

— Statistik der Lehrveranstaltungen (§ 12 Nr. 4) 

— Statistik der Einrichtungen der Studentenwerke 

(§ 14 ) 

— Aufbau einer hochschulspezifischen Datenbank 

(§ 18 ). 

Für diese Aufgaben konnten aus personellen und 
finanziellen Gründen und unter Berücksichtigung der 
zu setzenden Prioritäten noch keine Konzepte über 
konkrete Inhalte und Durchführung der Erhebungen 
entwickelt werden. Die genannten Erhebungen sind 
überwiegend nur langfristig realisierbar (vgl. Emp- 
fehlungen unter II, Ziff. 2.2.7). 


II. Der Ausschuß für die Hochschulstatistik nach § 21 HStatG 


1 Aufgaben und Arbeitsweise des Ausschusses 

Nach § 21 HStatG wurde beim Statistischen Bundes- 
amt ein Ausschuß für die Hochschulstatistik gebildet. 
In ihm sind die wichtigsten Benutzer der Hochschul- 
statistik vertreten, so die für die Hochschulen zu- 
ständigen Bundes- und Länderministerien, Vertreter 
von Wissenschaftsrat und Deutschem Bildungsrat, 
Vertreter der Hochschulen und Vertreter von wis- 
senschaftlichen Einrichtungen, die mit Fragen der 
Hochschulplanung befaßt sind. 

Der Ausschuß berät das Statistische Bundesamt bei 
der Erfüllung seiner ihm nach diesem Gesetz oblie- 
genden Aufgaben, insbesondere bei der Erstellung 
des ErhebungS" und Aufbereitungsprogramms und 
dessen jährlicher Anpassung an die Bedürfnisse der 
Verwaltung und der Hochschulplanung. Er sieht 


seine Aufgabe auch darin, darauf hinzuwirken, daß 
die Entwicklung und Fortschreibung der Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramme den Bedürfnissen der 
Konsumenten entspricht ^). 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik trat zum 
ersten Mal am 14. Dezember 1971 zusammen. Er hat 
seither siebenmal getagt. 

Den Schwerpunkt seiner Tätigkeit legte er vor allem 
auf die 

— Empfehlung von Prioritäten zur möglichst raschen 
Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes, 


^) Vgl. auch Entwurf eines Gesetzes über eine Bundes- 
statistik für das Hochschulwesen (Hochschulstatistikge- 
setz) mit Begründung. Bundestags-Drucksache VI/2115 
vom 22. April 1971, S. 14. 
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— Ermittlung und Definition des Datenbedarfs für 
den Bereich der Hochschulplanung und Hoch- 
schulverwaltung und 

— • Klärung der finanziellen und personellen Erfor- 
dernisse zum Vollzug des Hochschulstatistikge- 
setzes. 

Im Hinblick auf die schwierige Anlaufphase der 
Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes hielt es 
der Ausschuß für die Hochschulstatistik für erforder- 
lich, daß seine Mitglieder bei der Erarbeitung des 
methodischen, technischen und organisatorischen 
Konzepts der Hochschulstatistik aktiv mitwirken. 

Zu diesem Zweck wurden 10 Unterausschüsse ge- 
bildet, die sich in 52 Sitzungen vor allem den Auf- 
gaben Hochschulzugangsstatistik, Studenten- und 
Prüfungsstatistik, Personalstatistik, Baubestandssta- 
tistik, Statistiken im Sozialbereich, Statistiken der 
Kosten und Finanzen sowie der Normung und Ko- 
ordination und der Konzeption einer hochschul- 
statistischen Datenbank zuwandten. 

Das in der Anlaufphase gebotene Maß an zusätz- 
licher Arbeit für die Mitglieder des Ausschusses 
wird nicht auf Dauer beibehalten werden können. 
Da die Erarbeitung der erforderlichen methodischen, 
technischen und organisatorischen Konzeption bei 
Bundesstatistiken die Aufgabe des Statistischen Bun- 
desamtes ist, wird angestrebt, daß der Ausschuß in 
Zukunft zunehmend auf der Grundlage von Vorlagen 
des Statistischen Bundesamtes beratend tätig wird. 


2 Ergebnisse der bisherigen Arbeit des 
Ausschusses 

2.1 Vorschläge für einen Stufenplan 

Das Programm der Hochschulstatistik kann nur 
schrittweise realisiert werden. Dies setzt einen Stu- 
fenplan voraus. Dabei sind die im Gesetz angeord- 
neten Einzelstatistiken nicht als unabhängig von- 
einander, sondern als integrierte Bestandteile der 
übergeordneten Gesamtheit „Hochschulstatistik" zu 
betrachten. Sie sind außerdem in den Rahmen des 
Systems der amtlichen Statistik insbesondere der 
Bildungsstatistik einzugliedern. 

Aufgrund dieser Überlegungen wurde dem Statisti- 
schen Bundesamt am 16. März 1972 der folgende Stu- 
fenplan zur Realisierung des HStatG empfohlen, des- 
sen Zeitvorstellungen bereits am 15. Dezember 1972 
revidiert werden mußten, da einer termingerechten 
Realisierung der verschiedenen Einzelstatistiken so- 
wohl die Kompliziertheit der zu lösenden Probleme 
als auch die Haushaltssituation in Bund und Ländern 
im Wege standen. Durch die Revision des Zeitplanes 
wurde jedoch die ursprüngliche Reihenfolge im 
ersten Stufenplan vom Frühjahr 1972 nicht ver- 
ändert. 


Unter einer Einzelstatistik wird eine Gruppe von Tat- 
beständen verstanden, für die durch eine Erhebung 
gleichzeitig Ergebnisse anfallen. 


Der Ausschuß für die Hochschulstatistik ist der Auf- 
fassung, daß baldmöglichst — in Abstimmung zwi- 
schen Statistischen Ämtern und Nutzern — auch ein 
Arbeits- und Terminplan für die Aufbereitung und 
Veröffentlichung der Teilstatistiken erarbeitet wer- 
den muß. 

2.2 Empfehlungen des Ausschusses 

2.2.1 Schüler der Sekundarstufe II, wehr- und ersatzdienst- 
leistende Studienberechtigte (§§ 10 und 11) 

Am 16. März 1972 empfahl der Ausschuß, daß der 
Erhebungsbogen der Erhebung 1971/72 vorläufig 
auch für künftige Erhebungen im Grundkonzept be- 
stehen bleiben soll. Gegenwärtig wird die Planungs- 
relevanz der in den amtlichen Abiturientenbefra- 
gungen gewonnenen Informationen anhand einer 
Zusammenführung mit statistischen Daten über 
Studienanfänger aus der Studentenstatistik geprüft. 
Außerdem soll untersucht werden, inwieweit durch 
die Einbeziehung der 11. und 12. Klassen der Gym- 
nasien Informationen über den voraussichtlichen 
künftigen Strom von Hochschulbewerbern zu den 
Hochschulen bereits eher zur Verfügung gestellt 
werden können als bisher. 

Am 10. Oktober 1972 wurde das Statistische Bundes- 
amt durch den Ausschuß gebeten, einen Bericht zu 
erarbeiten, der erste Ergebnisse der Zusammenfüh- 
rung beinhaltet. Dieser Bericht soll dazu dienen, 
dem Ausschuß eine fundierte Empfehlung darüber 
zu ermöglichen, ob es zweckmäßig ist, die Hoch- 
schulzugangsstatistik nach dem bisherigen Konzept 
auch künftig durchzuführen. Die Erhebung wird da- 
her bis auf weiteres in unveränderter Form durch- 
geführt. 

2.2.2 Studenten 3) (§ 4) 

Der Ausschuß empfahl am 14. Dezember 1971 dem 
Statistischen Bundesamt, die Studentenstatistik mit 
höchster Priorität durchzuführen. Der Ausschuß ist 
der Meinung, daß die Entwicklung im Hochschul- 
bereich und die Folgen für die amtliche Statistik auf- 
merksam beobachtet werden müssen. Bei der Ein- 
führung des Merkmalsrahmens der Studentenstati- 
stik an den Fachhochschulen ergeben sich Anpas- 
sungsprobleme. Allgemein sind für eine Reihe mehr- 
deutiger Begriffe (z. B. Hochschul- und Fachsemester, 
Studienrichtung und Studienanfänger) Präzisierun- 
gen vorzunehmen. 

Um die Daten für die Studentenstatistik frühzeitig 
bereitzustellen, sollen zukünftige Termine (z. B. 
Rückmeldung und Immatrikulation) und Stichtage 
für die Vorlage aufbereiteter Materialien einheitlich 
festgelegt werden. 

2.2.3 Prüfungen (§ 12 Nr. 6 und 7, § 13) 

Aufgrund der Erfahrungen in diesem Sachbereich 
empfahl der Ausschuß am 10. Oktober 1972 auf Vor- 
schlag des Statistischen Bundesamtes eine grund- 
sätzliche Neuordnung der Prüfungsstatistik. Das Sta- 
tistische Bundesamt wurde deshalb am 23. Februar 


2) vgl. I, Ziff. 2.1 

3) vgl. I, Ziff. 2.2 
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Stufenplan für die Erhebungen nach HStatG 


HStatG 


Erhebungseinheiten 


1. Stufenplan 
(16. März 1972) 


2. Stufenplan 
(15. Dezember 1972) 


I §§ 10, 11 


§4 

§ 12, Nr. 6, 7; § 13 

§§ 7 ; 8 


i 

§ 12, Nr. 5 

1 

I 

j 

§ 3, Nr. 13 


I § 7, Nr. 4; § 8, Nr. 3; 
§ 12, Nr. 8 


Schüler der Sekundar- 
stufe II, Wehr- und Ersatz- 
dienstleistende Studien- 
berechtigte 

Ab Herbst 1972 laufend ^) 

unverändert 

Studenten 

Ab Sommersemester 1972 
laufend 

unverändert 

Prüfungen 

1973 

Vorbereitung der indivi- 
duellen Prüfungsstatistik: 
1973 Befragung der Prü- 
fungsämter 

Personal 

Herbst 1972 (Zwischen- 
lösung: Kollektiverhebung 
in Verbindung mit der Er- 
hebung des wissenschaft- 
lichen und künstlerischen 
Personals 

Individualerhebung : 

Herbst 1973) 

Herbst 1973 (Zwischen- 
lösung: Kollektiverhebung 
in Verbindung mit der Er- 
hebung des wissenschaft- 
lichen und künstlerischen 
Personals 

Test der Individual- 
erhebung: 

It. Vorschlag des Aus- 
schusses für die Hochschul- 
statistik Mitte 1974) 

Grundstücke, Gebäude, 
Räume 

j 

Räume: 1972 nach Über- 
nahme der Datenbestände 
vom WR 

Gebäude: 1973 
Grundstücke: 1973 
Apparative Ausstattung: 
bis 1974 ! 

Räume: 1973 j 

Gebäude: 1974 

Grundstücke: 1 975 

Studentenwohnheimplätze 

1972: Übernahme des 
Materials des „Deutschen 
Studentenwerkes" 

1973: Fortführung der 
Erhebung von 1972 durch 
die amtliche Statistik 

1974: Erfassung der 
Studentenwohnheime im 
Rahmen der Baubestands- 
erhebung 

Kosten und Finanzen 

1972; Kurzfristiger Ausbau 
der vorhandenen Finanz- . 
Statistik | 

Modifizierte Erhebung 
im Rahmen der Finanz- 
statistik 


§ 12, Nr. 3 


Zulassungs- 
j beschränkungen 


Ende 1972 


zurückgestellt 


Übrige Statistiken: 


Zur Zeit noch kein Zeitplan zur Realisierung vorhanden 


^) Erhebung, Aufbereitung und Veröffentlichung der „Abiturientenbefragung 1973" folgt dem Arbeitsplan. 

^) Die Aufbereitung des im SS 1972 erhobenen Materials läuft an. Verzögerungen bei der Veröffentlichung der Er- 
gebnisse ergeben sich aus tedinischen Anlaufschwierigkeiten. 
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1973 gebeten, im Rahmen einer Kollektivstatistik 
die Zahl der Prüfungen weiterhin zu ermitteln, zur 
Vorbereitung einer individualisierten Prüfungsstati- 
stik 1973 eine Befragung der Prüfungsämter durch- 
zuführen, die u. a. auch untersuchen soll, welche 
Zeiträume für die Erfassung der Prüfungskandidaten 
sinnvoll sind. 

2.2.4 Personal (§§ 7 und 8) 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik gelangte 
unbeschadet der Rechtslage nach §§ 7 und 8 (vgl. An- 
lage 2) bzw. § 1 Nr. 2 — mehrheitlich zu der Über- 
zeugung, daß eine Personalstatistik rationell nur auf 
der Basis eines in die Hochschulverwaltungen 
integrierten Personal-Informationssystems erarbeitet 
und gepflegt werden kann. 

Das bedeutet, daß das technische, Verwaltungs- und 
sonstige Personal wie das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal individuell zu erheben wäre. 
Zur Begründung eines diesbezüglichen Beschlusses 
des Ausschusses vom 23. Februar 1973 wird darauf 
hingewiesen, daß eine Sammelerhebung des techni- 
schen, Verwaltungs- und sonstigen Personals an- 
stelle einer Individualerhebung bei den Hochschulen 
und entsprechenden Einrichtungen sehr arbeitsauf- 
wendig ist und nachträgliche Merkmalskombina- 
tionen bei statistischen Auswertungen nicht zuläßt. 

Vom Ausschuß sind ein Merkmalskatalog für ein 
Personal-Informations-System sowie Vorschläge für 
das Frageprogramm der Individualerhebung des 
wüssenschaftlichen und künstlerischen Personals und 
der Kollektiverhebung des technischen, Verwal- 
tungs- und sonstigen Personals ausgearbeitet wor- 
den. Auch wurden konkrete Vorschläge zum Aus- 
wertungsprogramm gemacht. Die Erhebungsunter- 
lagen werden vom Statistischen Bundesamt in Zu- 
sammenarbeit mit den Statistischen Landesämtern 
vorbereitet. 

Darüber hinaus empfahl der Ausschuß als Zwischen- 
lösung ab 1972 Personalerhebungen im Rahmen der 
allgemeinen Personalstanderhebung im öffentlichen 
Dienst durchzuführen. Hierbei wird das Personal 
nach Funktionen und Laufbahnen in den kleinsten 
organisatorischen Einheiten der Hochschulen erfaßt. 
Die Erhebung ist außerdem um eine Erhebung der 
Personal-Soll-Stärke (Stellen) ergänzt worden. 

2.2.5 Grundstücke, Gebäude, Räume 2) (§ 12 Nr. 5) 

Am 14. Dezember 1971 empfahl der Ausschuß dem 
Statistischen Bundesamt, zunächst die statistische Er- 
fassung der Räume wie bisher durch den Wissen- 
schaftsrat vornehmen zu lassen und dessen Daten- 
bestand zu übernehmen. Da die Datenbestände den 
Erhebungsverpflichtungen des Hochschulstatistikge- 
setzes entsprechen, erschien es zweckmäßig, die vom 
Wissenschaftsrat erhobenen Daten für die bundes- 
einheitliche Statistik weiter zu verwenden. 

Der Ausschuß empfahl am 23. Februar 1973 dem Sta- 
tistischen Bundesamt, Tabellenentwürfe, die vom 
Unterausschuß erarbeitet wurden, für die Aufberei- 
tung zu übernehmen. 


b vgl. I, Ziff. 2.3 
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2.2.6 Kosten und Finanzen ^) (§ 12 Nr. 8) 

Die für diesen Sachbereich erarbeiteten Vorschläge 
beziehen sich im wesentlichen auf die Ergänzung und 
methodische Verfeinerung einer bereits bestehen- 
den, auf einer eigenen Rechtsgrundlage beruhenden 
Statistik (vgl. Gesetz über die Finanzstatistik vom 
12. Juni 1960, geändert durch Gesetz vom 12. Juli 
1973). 

In der amtlichen Finanzstatistik liegt eine Anzahl 
von Hochschulfinanzdaten in tiefer Aufgliederung 
nach Ausgabe- und Einnahmearten, Hochschularten 
und Funktionen vor; somit ist ein Teil der nach dem 
Hochschulstatistikgesetz geforderten Informationen 
bereits greifbar. 

Weiterhin hält der Ausschuß längerfristig eine Er- 
weiterung der Finanzstatistik um den Nachweis nach 
einzelnen Hochschulen für erforderlich. 

Der Ausschuß hat zu der vom Statistischen Bundes- 
amt — unter Beteiligung der Berichtsstellen der 
I Finanzstatistik (Statistische Landesämter, Finanz- 
ministerien) — durchgeführten fächerspezifischen Er- 
fassung der Einnahmen und Ausgaben der Hoch- 
schulen ein Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
erarbeitet, das dem Statistischen Bundesamt als 
Grundlage der fächerspezifischen Erfassung der Ein- 
nahmen und Ausgaben empfohlen wird. 

Im übrigen besteht die Auffassung, daß die Frage 
einer kostenorientierten Darstellung der Hochschul- 
finanzen (z. B. nach Kostenstellen und Kostenarten) 
nur nach sorgfältiger Prüfung der gesamten damit 
! verbundenen Problematik in Angriff genommen wer- 
den kann. 

2.2.7 Empfehlungen zu den übrigen Einzelstatistiken des 
HStatG 

Zu Einzelstatistiken, die z. Z. noch nicht vom Stati- 
stischen Bundesamt durchgeführt werden, wurden 
vom Ausschuß folgende Empfehlungen formuliert: 

Studienbewerber (§12 Nr. 1) 

Mit der Errichtung einer zentralen Verteilungsstelle 
für Studienplätze ergab sich die Notwendigkeit — 
zur Vermeidung unnötiger Doppelarbeiten — eine 
Abstimmung zwischen amtlicher Statistik und der 
Zentralstelle für die Verteilung von Studienplätzen 
herbeizuführen. 

Die Abstimmungswünsche des Ausschusses bezüg- 
lich der Aufgaben von amtlicher Statistik und Zen- 
tralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) 
in Dortmund gehen von der Überlegung aus, daß 
Erhebungen über Studienbewerber, Zulassungs- 
quoten und Zulassungsbeschränkungen im Rahmen 
der amtlichen Statistik — zumindest für 1973 — nicht 
durchgeführt werden können. 

Es wurde deshalb am 23. Februar 1973 empfohlen, 
daß die Zentrale Registrierstelle für Studienbewer- 
ber (ZRS) in Norderstedt von den durch sie erfaßten 
Studienfächern der amtlichen Statistik Daten bis zum 
Verfahren SS 1973 zur Verfügung stellt. Eine voll- 


-) vgl. I, Ziff. 2.4 

vgl. I, Ziff. 2.5 

h vgl. I, Ziff. 2.6 
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ständige Statistik der Studienbewerber wäre erst 
dann möglich, wenn die in der Zwischenzeit ein- 
gerichtete Zentralstelle für die Vergabe von Studien- 
plätzen die Erfassung der Bewerber aller Studien- 
gänge übernimmt. 

Zulassungsheschränkungen (§ 12 Nr. 3) 

Nachdem im Ausschuß zunächst (14. Dezember 1971) 
beschlossen worden war, dem Statistischen Bundes- 
amt die Durchführung der Statistik über Zulassungs- 
quoten und Zulassungsbeschränkungen noch im 
Jahre 1972 zu empfehlen, wurde am 23. Februar 1973 
diese Empfehlung revidiert, weil noch ungeklärt ist, 
ob hierbei im Wege der Vorab-Informationen und/ 
oder einer Rückbefragung vorgegangen werden soll. 
Bis zur Klärung dieser Frage muß eine neue Emp- 
fehlung zu diesen Einzelstatistiken zurückgestellt 
werden. Der Ausschuß weist zudem darauf hin, daß 
die Westdeutsche Rektorenkonferenz auch weiterhin 
als Vorabinformation semesterweise eine Übersicht 
über Zulassungsbeschränkungen an den Hochschulen 
aufgrund deren Angaben veröffentlicht. 

Studentenwerke und Sozialeistungen für Studenten 
(§ 14 ) 

Erhebung der Studentenwohnheimplütze 

Der Ausschuß hat die Ansicht vertreten, daß auch (irn 
Gesetz nicht vorgesehene) Erhebungen über den 
Studentenwohnheimbau und das Personal im Sozial- 
bereich notwendig seien, da es sich hier um keines- 
falls zu vernachlässigende Beträge handele, die die 
Landeshaushalte belasten. Außerhalb der amtlichen 
Statistik hat die Beratungsstelle für Wohnheimfra- 
gen beim Deutschen Studentenwerk in Übereinstim- 
mung mit dem Ausschuß für die Hochschulstatistik 
und mit finanzieller Unterstützung des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft 1972 eine Er- 
hebung der Wohnheimplätze durchgeführt. 

Sonstiges 

Die nach dem Gesetz angeordneten Statistiken der 
Lehrveranstaltungen und Studienabschlüsse (§§ 9, 
12, Nr. 4) sowie Forschungsdaten des wissenschaft- 
lichen Personals (§§ 6, 16, Nr. 4) wurden im Aus- 
schuß bis jetzt nur im Zusammenhang mit der Stu- 


dentenstatistik (Lehrveranstaltungen), der Prüfungs- 
stütisiik (Studienabschlüsse) und der Personalstati- 
stik (Forschungsdaten) behandelt; auf eine eigen- 
ständige Diskussion dieser Teilstatistiken mußte bis 
jetzt aus zeitlichen Gründen verzichtet werden. 

2.2.8 Empfehlungen zu organisatorischen Maßnahmen für 
die Realisierung des HStatG 

Neben Empfehlungen, die sich unmittelbar auf die 
Gestaltung des Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramms beziehen, formulierte der Ausschuß eine 
Reihe von Beschlüssen, die dem Statistischen Bun- 
desamt als Anregungen für organisatorische Maß- 
nahmen zur reibungslosen, stufenweisen Realisie- 
rung des HStatG dienen sollen. 

Hierzu zählt die Empfehlung zum Arbeitsaufwand 
und zur personellen, sachlichen und finanziellen Aus- 
stattung der Hochschulen (s. Anlage 3) wie auch der 
Beschluß, daß der Informationsfluß zwischen Hoch- 
schule und amtlicher Statistik reibungsloser gestal- 
tet werden kann durch die Herausgabe eines Merk- 
mals- und Schlüsselverzeichnisses in Loseblattform, 
in dem alle erhobenen Tatbestände, ihre Benennung, 
Definition, die vereinheitlichte Frageformulierung 
sowie ihre Verwendung in den Tabellenprogram- 
men und die zugehörigen Schlüssel in der jeweils 
gültigen Fassung dokumentiert werden. 

Ferner gehören dazu die Überlegungen zur Gestal- 
tung der Hochschuistatistischen Datenbank, die sich 
vor allem auf deren Verzahnung mit der allgemei- 
nen statistischen Datenbank beim Statistischen Bun- 
desamt richteten. Für die Bedürfnisse der Benutzer 
scheint das technische Konzept der Statistischen Da- 
tenbank verwendbar; es sollte deshalb auch für die 
Hochschul statistische Datenbank übernommen wer- 
den. Allerdings erscheint es dem Ausschuß zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt verfrüht, Detailfragen zu 
erörtern. Vielmehr müssen zunächst die Bedürfnisse 
und Anforderungen der Konsumenten dieser Daten- 
bank bekannt sein. Solche Bedarfskonzepte können 
aber erst entwickelt werden, wenn für die Einzel- 
statistiken, deren Daten in die Hochschulstatistische 
Datenbank eingehen sollen, Merkmalskataloge und 
Auswertungsprogramme vorliegen und die wichtige 
Frage ihrer Verknüpfbarkeit beantwortet ist. 


III. Kritische Stellungnahme zur seitherigen und zur weiteren Arbeit 


1 Grundsätzliche Schwierigkeiten bei der 
Realisierung des Hochschuistatistikgesetzes 

Im Ausschuß für die Hochschulstatistik fließen die 
Belange und Vorstellungen der Hochschulen, der 
Kultusministerien, der beteiligten Bundesministerien 
und der anderen hochschulplanerisch tätigen Ein- 
richtungen zusammen. Die Interessen (dieser Ein- 
richtungen) sind sehr unterschiedlich. Der Bogen 
spannt sich von der verwaltungsmäßigen Detail- 
planung im Studentensekretariat und der Erhebung 
von Daten für Zwecke der Kapazitätsberechnungen 


und der Entwicklungsplanung in den einzelnen Hoch- 
schulen über die Hochschulgesamtplanung in den 
Ländern bis hin zur gemeinsamen Rahmenplanung 
von Bund und Ländern. 

Zur Festlegung des Datenbedarfs, sei es bei der Stu- 
dentenstatistik, der Personal- und Baubestands- oder 
der Kosten- und Finanzstatistik im Hochschulbereich, 
bedarf es klarer Planungsmethoden und -ziele. Die 
Planungsmethoden sind aber zu einem Teil noch in 
der Entwicklung, zum anderen Teil sind sie nicht 
einheitlich. Zudem sind die planerischen Fragestel- 
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lungen ständig im Fluß. Hieraus erwächst die Gefahr 
einer zu differenzierten und daher finanziell aufwen- 
digen Datenerhebung. Die Statistischen Ämter haben 
wiederholt auf die Grenzen des finanziell und tech- 
nisch Machbaren hingewiesen. 

Es hat sich gezeigt, daß eine abgesicherte Datener- 
hebung noch erheblicher Vorarbeiten im hochschul- 
planerischen Bereich und in Fragen der Verwal- 
tungsrationalisierung bedarf. Den jetzt aufzustellen- 
den Erhebungsprogrammen haftet damit zwangsläu- 
fig eine gewisse Vorläufigkeit an. 


2 Kosten des Hochschulstatistikgesetzes 

Die Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes 
hängt entscheidend an der Bereitstellung der not- 
wendigen sachlichen und vor allem personellen Mit- 
tel. 

Es hat sich sehr rasch gezeigt, daß die Hochschulen 
als Berichts- und Erhebungsstellen nicht ohne zu- 
sätzliche personelle Ausstattung in der Lage sind, 
die ihnen durch das Gesetz übertragenen Aufgaben 
zu erfüllen. Der Hochschulstatistikausschuß hat des- 
wegen am 16. März 1972 einen Beschluß gefaßt, in 
dem der pauschalierte Bedarf für die Hochschulen 
niedergelegt worden ist (vgl. Anlage 3). Diese Emp- 
fehlung wurde vom Vorsitzenden des Ausschusses 
allen zuständigen Bundes- und Länderverwaltungen 
übermittelt. Nach wie vor ist jedoch bei den meisten 
Hochschulen die Ausstattung unzureichend. Dies hat 
in der Folge dazu geführt, daß aus der Studentensta- 
tistik für die Hochschulen des Bundesgebietes das 
SS 1972 erst im Mai 1973 Eckdaten vorgelegt wer- 
den konnten. Die neuen Erhebungsprogramme und 
ihre datentechnische Realisierung machten in den 
Hochschulen oder in den Statistischen Landesämtern 
so viel Schwierigkeiten, daß die Datenlieferung an 
das Statistische Bundesamt erheblich später als in 
den vorhergehenden Jahren erfolgte. 

Ähnliches gilt für die erste Personalbestanderhe- 
bung vom Oktober 1972, die bisher noch nicht von 
allen Statistischen Landesämtern aufbereitet werden 
konnte. 

Die Personalausstattung ist aber nicht nur in den 
Hochschulen, sondern auch in einem Teil der Stati- 
stischen Ämter unzureichend. Dem Statistischen Bun- 
desamt wurden nur 10 von insgesamt 35 benötigten 
Stellen genehmigt. Bei dieser Sachlage bereitet es 
dem Statistischen Bundesamt bereits Schwierigkei- 
ten, in angemessenem Umfang bei den Beratungen in 
den Unterausschüssen des Ausschusses für die Hoch- 
schulstatistik mitzuwirken und voll die Aufgaben 
wahrzunehmen, die der Ausschuß und seine Unter- 
ausschüsse vom Statistischen Bundesamt als Ge- 
schäftsstelle erwarten dürfen. Hinzu kommt die 
Komplexität der anstehenden Probleme, die teil- 
weise auch mangels konkreter Formulierung der 
Konsumentenbedürfnisse noch nicht zu vollständi- 
gen Erhebungsrahmen und Konzepten geführt hat. 


Der Ausschuß nimmt bei dieser Sachlage mit Besorg- 
nis davon Kenntnis, daß die Personal- und Sachaus- 
stattung des Statistischen Bundesamtes und fast al- 
ler Statistischen Landesämter — teilweise auch im 
EDV-Bereich — für die Erfüllung der Aufgaben nach 
dem Hochschulstatistikgesetz unzureichend ist und 
weit unter der veranschlagten Ausstattung liegt. 

Im Zeitpunkt der Berichterstattung zeigt es sich, daß 
auch der bereits revidierte Terminplan (vgl. II, Ziff. 1) 
nicht eingehalten werden kann. Auf diesen Mißstand 
weist der Ausschuß für die Hochschulstatistik mit al- 
lem Nachdruck hin. Von Bund und Ländern muß im 
Bereich der amtlichen Statistik alles getan werden, 
um nunmehr die Realisierung — auch personell und 
finanziell — abzusichern. Der Ansatz, der durch das 
HStatG für eine bessere Planung und eine Rationali- 
sierung der Verwaltung im Hochschulbereich gege- 
ben ist, wird sonst ad absurdum geführt. 

Der Ausschuß ist ferner mehrheitlich der Meinung, 
daß durch eine Überprüfung der Prioritäten im Be- 
reich der amtlichen Statistik durch die zuständigen 
Stellen das Mögliche zur Verbesserung der Situa- 
tion beigetragen werden muß. 


3 Vermeidung von Doppelerhebungen 

Es hat sich gezeigt, daß die Zahl der behördlichen, 
wenig koordinierten ad hoc-Erhebungen trotz des 
Inkrafttretens des HStatG kaum abgenommen hat. 
Diese Tatsache ist vor allem darauf zurückzuführen, 
daß das HStatG bis jetzt nur in einigen Teilen rea- 
lisiert werden konnte. Seine Durchführung hat sich 
gegenüber dem ursprünglichen Terminplan erheb- 
lich verzögert. 

Es wäre wünschenswert, wenn unumgängliche Erhe- 
bungen mit der amtlichen Statistik abgestimmt wür- 
den. Nur so kann eine übermäßige Belastung der 
Hochschulen als Auskunftsstellen vermieden wer- 
den. 


4 Keine Novellierung des Hochschulstatistik- 
gesetzes 

Die im HStatG formulierten Erhebungsbereiche (§ 2) 
und Tatbestände, die zu den jeweiligen Erhebungs- 
einheiten (§ 3) zu erheben sind, lassen zum Teil 
einen erheblichen Interpretationsspielraum zu. Das 
bedeutet, daß der vom Gesetz vorgegebene Rahmen 
hinsichtlich der Erhebungsbereiche und Erhebungs- 
einheiten in verschiedener Weise interpretiert wer- 
den kann. Nicht zuletzt dadurch ergaben sich z. B. 
im Bereich der Personalerhebung Meinungsverschie- 
denheiten zwischen der amtlichen Statistik und dem 
Ausschuß für die Hochschulstatistik. Dennoch hält 
der Ausschuß eine Novellierung des HStatG zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für erforderlich, da 
die Erfahrungsgrundlage für eine weitreichende 
Empfehlung sicherlich noch nicht ausreicht. 
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Anlage 1 


Arbeitsprogramm der Hochschulstatistik nach dem HStatG 


Studentenstatistik 

Erläuterungen: Eine individualisierte Studentenstatistik zum Zwecke einer Be- 
stands- und Verlaufsstatistik wird bereits seit SS 65 durchgeführt. Wegen erheb- 
licher Schwierigkeiten bei der Erhebung und Zusammenführung der Daten wur- 
den im SS 72 

1. die Fragebögen verbessert, 

2. das Tabellenprogramm verändert, 

3. das Identifikations-Merkmal verbessert. 


Rechtsgrundlage: 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht: 
Erhebungsstellen : 


Periodizität: 

Art der Statistik: 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


§ 4 i. V. m. § 3 Nr, 1 , § 2 Nr. 1 und 2 

Studenten an Hochschulen einschließlich der Hoch- 
schulkliniken und sonstigen der Ausbildung von 
Studenten dienenden Krankenanstalten, Ingenieur- 
schulen, Höheren Fachschulen und entsprechenden 
Einrichtungen 

Studenten 

Hochschulen, Ingenieurschulen, Höhere Fachschulen 
und entsprechende Einrichtungen 

Semesterweise 

Individuelle Bestands- und Verlaufsstatistik 

— Beurlaubten Studenten 

— Exmatrikulierten 

SS 72 


SS 72 


Gasthörerstatistik 


Rechtsgrundlage : 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht : 

Erhebungsstellen: 

Periodizität: 


§ 12 Nr. 1 i. V. m. § 3 Nr. 9, § 2 Nr. 1 und 2 

Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstigen der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen 

Leiter der Verwaltungen 
Statistische Landesämter 
Semesterweise 


Art der Statistik: Listenmäßiger Nachweis aufgrund von Anstaltsbe- 

fragungen 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: — 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): — 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) ; — 
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Statistik der beurlaubten Studenten und Exmatrikulierten 


Rechtsgrundlage : 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht : 
Erhebungsstellen : 
Periodizität: 

Art der Statistik: 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


§ 12 Nr. 2 i. V. m. § 3 Nr. 9, § 2 Nr. 1 und 2 

Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen 

Leiter der Verwaltungen 
Statistische Landesämter 
Semesterweise 

Listenmäßiger Nachweis aufgrund von Anstaltsbe- 
fragung 

Studenten 
SS 72 

SS 72 


Statistik der Zulassungsquoten und Zulassungsbeschränkungen 

Erläuterungen: Auf die Meldung des ZRS kann nicht zurückgegriffen werden, da 
dort nur die bundeseinheitlichen NC-Fächer registriert werden. 

Der Ausschuß empfiehlt die Erarbeitung eines Erhebungsbogens für 

— deutsche Erstimmatrikulierte, 

— deutsche Neuimmatrikulierte, 

— Härtefälle, 

— Ausländer. 

Bei der Revision des Zeitplanes am 23, Februar 1972 stellte der Ausschuß fest, 
daß durch die Einrichtung einer zentralen Verteilungsstelle (ZVS) der Auftrag 
des HStatG einer erneuten Interpretation bedarf. Insbesondere ist zu klären, ob 
es sich bei der Zulassungsstatistik um ex-ante- oder um ex-post-Statistiken han- 
deln soll. Der Unterausschuß „Studentenstatistik" wurde beauftragt, hierzu eine 
Klärung herbeizuführen. 

Rechtsgrundlage ; 

Kreis der Befragten: 

Auskunftspflicht : 

Erhebungsstellen : 

Periodizität: 

Art der Statistik: 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


§ 12 Nr. 1 und Nr. 3 i. V. m. § 3 Nr. 9, § 2 Nr. 1 und 2 

Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen 

Leiter der Verwaltungen 
Statistische Landesämter 
Semesterweise 

Listenmäßiger Nachweis aufgrund von Anstaltsbe- 
fragungen 


Herbst 1972 


kein neuer Termin (s. Erläuterung) 
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Statistik der Sdiüler der Sekundarstufe II 

Erläuterungen: Das bisherige Erhebungsverfahren mit maschinenlesbaren Erhe- 
bungsbögen und ablodifähigen Klassenbögen hat sich bewährt. Zur Fortsetzung 
der Erhebung empfiehlt der Ausschuß, baldmöglichst die Einbeziehung der 
11. und 12. Klassen der Gymnasien. 

Die Planungsrelevanz der hier gewonnenen Daten wird z. Z. anhand einer Zu- 
sammenführung mit der Statistik der Studienanfänger überprüft. Daneben soll 
untersucht werden, inwieweit durch die Einbeziehung der 11. und 12. Klassen der 
Gymnasien die Informationen über den voraussichtlichen künftigen Zustrom an 
Studienbewerbern den Hochschulen bereits früher zur Verfügung gestellt werden 
können. 


Rechtsgrundlage : 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht : 
Erhebungsstellen : 
Periodizität: 

Art der Statistik: 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: 


§10i. V. m. §3Nr. 7, § 2 Nr. 4 

Schüler an Bildungseinrichtungen der Sekundar- 
stufe II, soweit die Erhebungen zur Feststellung des 
zu erwartenden Zugangs zu den Hochschulen erfor- 
derlich sind 

Schüler und deren gesetzlichen Vertreter 

Schulen 

Jährlich 

Individualisierte Bestandsstatistik 

Wehr- und ersatzdienstleistenden Studienberechtig- 
ten 


Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): Herbst 1972 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan): Herbst 1972 


Statistik der wehr- und ersatzdienstleistenden Studienberechtigten 


Erläuterungen: siehe Statistik der Schüler der Sekundarstufe II 


Rechtsgrundlage : 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht : 
Erhebungsstellen : 

Periodizität: 

Art der Statistik: 

Einzelstatistik wird 
zusammen erhoben mit: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


§ 1 1 i. V. m. § 3 Nr. 8, § 2 Nr. 5 

Wehr- und ersatzdienstleistende Studienberechtigte, 
die im Laufe der auf die Erhebung folgenden 12 Mo- 
nate aus dem Wehr- oder Ersatzdienst entlassen 
werden 

Wehr- und ersatzdienstleistende Studienbrechtigte 

Bundesminister der Verteidigung und 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Jährlich 

Individualisierte Bestandsstatistik 


Schülern der Sekundarstufe II 
Herbst 1972 


Herbst 1972 
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Statistik des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 

Erläuterungen: Die letzte veröffentlichte Hochschullehrererhebung bezog sich auf 
den Berichtszeitraum 1966 (Stichtag: 15. November). Da die HochschulplanungS' 
instanzen bereits Ende 1972 Angaben über den Personalbestand benötigten, 
empfahl der Ausschuß eine Kollektiverhebung des Hochschulpersonals im Zu- 
sammenhang mit der jährlichen Personalstandsstatistik des Finanzstatistik- 
gesetzes. 

Rechtsgrundlage: § 7 i. V. m. § 3 Nr. 4, § 2 Nr. 1 und 2 

Kreis der Befragten: Wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben, Lehrbeauftragte, 
Tutoren und nicht studentische wissenschaftliche 
Hilfskräfte an den Hochschulen einschließlich der 
Hochschulkliniken und sonstiger der Ausbildung 
von Studenten dienenden Krankenanstalten sowie 
an Ingenieurschulen, Höheren Fachschulen und ent- 
sprechenden Einrichtungen, auch soweit kein Anstel- 
lungsverhältnis zum Land oder zur Hochschule be- 
steht 

Die genannten Personen 

Für die Erhebung nach § 7 Nr. 4: die Leiter der Ver- 
waltungen 

Hochschulen und entsprechende Einrichtungen, an 
denen die zu befragenden Personen tätig sind 

Fünfjähriger Turnus mit jährlichem Änderungsdienst 

Individualisierte Bestandsstatistik mit jährlichem 
Änderungsdienst 

Kollektiverhebung: Herbst 1972 (Zwischenlösung) 
Individualerhebung: Herbst 1973 


Kollektiverhebung: Herbst 1972 und 1973 (Zwischen- 
lösung) 

Test der Individualerhebung: Mitte 1974 

Technisches Verwaltungs- und sonstiges Personal 

Erläuterungen: siehe Statistik des wissenschaftlichen und künstlerischen Per- 
sonals 

Rechtsgrundlage: § 8 i. V. m. § 3 Nr. 5, § 2 Nr. 1 und 2 

Kreis der Befragten: Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 

und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen 

Auskunftspflicht: Leiter der Verwaltungen der genannten Einrich- 

tungen 

Erhebungsstellen: Statistische Landesämter 

Periodizität: Jährlich 

Empfohlener Erhebungs- Kollektiverhebung in Verbindung mit der Erhebung 

beginn ab (1. Stufenplan): des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals: 

Herbst 1972 und 1973 (Zwischenlösung) 

Individualerhebung: Herbst 1973 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 

Stufenplan): Kollektiverhebung in Verbindung mit der Erhebung 

des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals: 
Herbst 1972 und 1973 (Zwischenlösung) 


Auskunftspflicht: 


Erhebungsstellen : 

Periodizität: 

Art der Statistik: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 
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Test einer vom Ausschuß für die Hochschulstatistik 
vorgeschlagenen Individualerhebung: Mitte 1974 

Art der Statistik: Listenmäßiger Nachweis aufgrund von Anstaltsbe- 

fragungen 


Statistik der Räume 


Erläuterung: Der Ausschuß empfahl die Übernahme der Datenbestände des 
Wissenschaftsrates sowie Fortführung und Ergänzung der WR-Erhebung durch 
die amtliche Statistik, weiterhin eine Zurückstellung der Erhebung der appara- 
tiven Ausstattung bis 1974. 


Rechtsgrundlage : 


§ 12 Nr. 5 i. V. m. § 3 Nr. 12, § 2 Nr. 1 und 2; § 14 
i. V. m § 3 Nr. 12, § 2 Nr. 8 


Kreis der Befragten: Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 

und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen, Stu- 
dentenwerke, die von ihnen verwalteten Einrich- 
tungen und sonstige studentische Sozialeinrichtun- 
gen, soweit sie aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden 


Auskunftspflicht : 

Erhebungsstellen: 

Periodizität: 

Art der Statistik: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


Leiter der Verwaltungen 

Statistische Landesämter 

Fünfjährig mit jährlichem Änderungsdienst 

Bestandsstatistik aufgrund von Anstaltserhebungen 

Ende 1972 

Ende 1973 


Statistik der Gebäude 


Rechtsgrundlage: 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht : 

Erhebungsstellen: 

Periodizität: 

Art der Statistik: 


§ 12 Nr. 5 i. V. m. § 3 Nr. 12, § 2 Nr. 1 und 2; § 14 
i. V. m. § 3 Nr. 12, § 2 Nr. 8 

Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen, Stu- 
dentenwerke, die von ihnen verwalteten Einrich- 
tungen und sonstige studentische Sozialeinrichtun- 
gen, soweit sie aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden 

Leiter der Verwaltungen 

Statistische Landesämter 

Fünfjährig mit jährlichem Änderungsdienst 

Bestandsstatistik aufgrund von Anstaltserhebungen 


Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): Ende 1973 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan): Ende 1974 
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Statistik der Grundstücke 


Rechtsgrundlage ; 
Kreis der Befragten: 


Auskunftspflicht: 

Erhebungsstellen: 

Periodizität: 

Art der Statistik: 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (1. Stufenplan): 

Empfohlener Erhebungs- 
beginn ab (Revidierter 
Stufenplan) : 


§ 12 Nr. 5 i. V. m. § 3 Nr. 12; § 2 Nr. 1 und 2; § 14 
i. V. m. § 3 Nr. 12, § 2 Nr. 8 

Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten die- 
nenden Krankenanstalten, Ingenieurschulen, Höhere 
Fachschulen und entsprechende Einrichtungen, Stu- 
dentenwerke, die von ihnen verwalteten Einrich- 
tungen und sonstige studentische Sozialeinrichtun- 
gen, soweit sie aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden 

Leiter der Verwaltungen 

Statistische Landesämter 

Fünfjährig mit jährlichem Änderungsdienst 

Bestandsstatistik aufgrund von Anstaltserhebungen 

Ende 1973 


Mitte 1975 


Statistik der Studentenwohnheimplätze 

Erläuterung: Das HStatG führte zu einer Gliederung der studentischen Wohn- 
heime in drei Gruppen: 

a) Vom Studentenwerk verwaltete, mit öffentlichen Mitteln geförderte Wohn- 
heime, 

b) mit öffentlichen Mitteln gefördert, aber nicht vom Studentenwerk verwaltete 
Wohnheime, 

c) Wohnheime, die nicht mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. 

Rechtsgrundlage: § 12 Nr. 8; § 7 Nr. 4, § 8 Nr. 3 

Der Beginn der Erhebung für die übrigen Statistiken 

— Statistik der Teilnehmer an Weiterbildungskursen 

— Statistik der Prüfungskandidaten 

— Statistik der Doktoranden 

— Statistik der Promotionen 

— Statistik der Flabilitationen 

— Statistik der Studienbewerber 

— ' Statistik der Lehrveranstaltungen 

— Statistik der Fernstudienlehrgänge und Weiterbildungskurse 

— Statistik der studentischen Sozialdaten 

wurde dem Statistischen Bundesamt global bis Ende 1974 empfohlen. Die Statistik 
der Forschungsdaten des wissenschaftlichen Personals sollte bis 1975 verschoben 
werden. 
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Anlage 2 


Rechtslage bei der Hochschulpersonalstatistik 


Bezüglich der rechtlich abgedeckten Erhebungsver- 
fahren und -merkmale für die Hochschulpersonal- 
statistik hat der Präsident des Bayerischen Statisti- 
schen Landesamtes folgende Stellungnahme auf der 
Grundlage des HStatG abgegeben ^): 


1 Erhebungsverfahren 

Der Gesetzgeber ging eindeutig davon aus, daß für 
das wissenschaftliche und künstlerische Personal 
eine Individualerhebung, für das technische, Ver- 
waltungs- und sonstige Personal (einschließlich stu- 
dentische Hilfskräfte) dagegen eine Kollektiverhe- 
bung durchzuführen ist. Dies kommt insbesondere 
durch folgendes zum Ausdruck: 

a) Das für Individualbefragungen erforderliche Er- 
hebungsmerkmal „Angaben zur Person" ist nur 
in dem für das wissenschaftliche Personal gelten- 
den Merkmalskatalog (§ 7 HStatG) aufgeführt. 

b) Individuell auskunftspflichtig ist nur das wissen- 
schaftliche Personal (§ 17 Abs. 1 Nr. 4 HStatG). 
Die Auskunftspflicht besteht gegenüber der je- 
weiligen Hochschule, die gemäß § 17 Abs. 3 
HStatG als Erhebungsstelle zuständig ist und die 
Daten an das Statistische Landesamt weiterleitet. 
Für das nichtwissenschaftliche Personal schreibt 
das HStatG keine individuelle Auskunftspflicht 
vor. Hier ist die Hochschulverwaltung als Be- 
richtsstelle gegenüber dem Statistischen Landes- 
amt auskunftspflichtig (§ 17 Abs. 1 Nr. 9). Erhe- 
bungsstelle ist das Statistische Landesamt. 

c) Ein jährlicher Anderungsdienst (der eine Indivi- 
dualerhebung mit Identifikationsmerkmal vor- 
aussetzt) ist gemäß § 15 Abs. 3 HStatG nur für 
das wissenschaftliche Personal vorgesehen. 

d) In der Begründung zum Entwurf für das HStatG 
(BT-Drucksache VI/2115) vom 22. April 1971 heißt 
es: „Für das technische, Verwaltungs- und son- 
stige Personal bedarf es keiner Individualerhe- 
bung; hier genügt es, die Einrichtungen zu be- 
fragen." 

Hieraus ergibt sich: 

Das wissenschaftliche Personal ist durch eine Indi- 
vidualerhebung zu erfassen, für die als Erhebungs- 
stelle die jeweilige Hochschule zuständig ist. Das 
Erhebungsverfahren ist somit analog zu dem der 
Studentenstatistik zu gestalten. 

Auf dem Erhebungsbogen für das nichtwissenschaft- 
liche Personal ist das Statistische Landesamt als Er- 
hebungsstelle anzugeben. Aus den erwähnten recht- 


^) Schreiben VII/C — 1903 vom 2. März 1973 an die 
Vorsitzende des UA „Personal" des Ausschusses für 
die Hochschiilstatistik 


liehen Gründen kommt nur ein tabellarisch aufge- 
bauter Kollektiv-Erhebungsbogen, nicht ein Indivi- 
dual-Fragebogen in Betracht. Wenn eine Hochschule 
über eine Personaldatei verfügt, die auch das nicht- 
wissenschaftliche Personal umfaßt, kann sie bei der 
Bereitstellung dieser Daten selbstverständlich auf 
ihre Datei zurückgreifen und mit dem Statistischen 
Landesamt ein entsprechendes Lieferverfahren ver- 
einbaren, das es ermöglicht, die Statistik als Neben- 
produkt der Personaldatei zu gewinnen. Dabei geht 
es jedoch nicht um die Frage, wie der Erhebungs- 
bogen der amtlichen Statistik zu gestalten ist, son- 
dern um die Form der Datenbereitstellung bei den 
mit Dateien ausgestatteten Hochschulen. 


2 Erhebungsmerkmale 

Welche Erhebungsmerkmale für die bundesstatisti- 
sche Erhebung rechtlich abgedeckt sind, ergibt sich 
für das wissenschaftliche Personal aus § 7 und für 
das nichtwissenschaftliche Personal aus § 8 HStatG. 
Darüber hinausgehende Fragen können im Erhe- 
bungsprogramm der amtlichen Statistik nicht ge- 
stellt werden. Hierzu gibt auch § 1 Abs. 2 HStatG 
keine Rechtsgrundlage, da diese Vorschrift nur die 
Programmgestaltung betrifft und hinsichtlich des 
sachlichen Inhalts ausdrücklich auf die (nach dem 
HStatG) erhobenen Daten abgestellt ist. 

In die Erhebung können von den Statistischen Äm- 
tern rechtlich nicht abgedeckte Fragen auch nicht als 
„freiwillig zu beantwortende Fragen" aufgenommen 
werden. Diese Rechtsauffassung kommt eindeutig in 
verschiedenen Ausarbeitungen des Rechtsausschus- 
ses der Statistischen Landesämter zum Ausdruck: und 
wurde z. B. auch bei der neuen Studentenstatistik 
praktiziert, als es um die Fragen nach Tätigkeiten 
und Wartezeiten vor Studienbeginn ging (Rund- 
schreiben des Statistischen Bundesamts vom 26. Juni 
1971 Nr. VII B — N 00/11). 

Wenn eine Hochschule für interne Zwecke zusätz- 
liche Angaben benötigt, hat sie selbstverständlich 
die Möglichkeit, diese Daten im internen Verwal- 
tungsablauf zu erfragen. In die Erhebung und Auf- 
bereitung der amtlichen Statistik können sie jedoch 
nicht aufgenommen werden. Die Entscheidung für 
zusätzliche, interne Fragestellungen liegt grund- 
sätzlich bei der einzelnen Hochschule. Der durch das 
HStatG an die amtliche Statistik gegebene Auftrag 
bezieht sich auf die Durchführung einer Bundesstati- 
stik über die im HStatG genannten Erhebungsmerk- 
male, nicht auf die Einrichtung von Verwaltungs- 
dateien oder die „Einführung eines umfassenden 
Personalinformationssystems" an den Hochschulen. 

Hinsichtlich des vom Unterausschuß Personal ent- 
worfenen „Erhebungsbogens für Personal an Hoch- 
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schulen" ergibt sich aus den vorstehenden Ausfüh- 
rungen folgendes: 

a) Dieser Individual-Erhebungsbogen muß sich auf 
das wissenschaftliche und künstlerische Personal 
beschränken. Alle Positionen, die im Entwurf 
nicht den Vermerk „WKP" tragen, sind also für 
die amtliche Statistik wegzulassen. 

b) Der Bogen muß auf die in § 7 HStatG aufgeführ- 
ten Merkmale beschränkt bleiben. Alle Positio- 
nen, die nicht den Vermerk „HStatG" tragen, 
sind deshalb zu streichen. 

Bei den anderen im Entwurf vorgesehenen Fragen, 
die zwar durch die in § 7 HStatG genannten Rah- 
mentatbestände allgemein abgedeckt, aber zum Teil 
sehr umfangreich und tief gegliedert sind, sollte ein- 
gehend geprüft werden, ob sie in dieser starken Dif - 
ferenzierung für die Bundesstatistik tatsächlich be- 
nötigt werden, ob der hierfür erforderliche Aufwand 


in einem angemessenen Verhältnis zum Aussage- 
wert steht und ob diese differenzierte Erhebung bei 
den Hochschulen überhaupt realisierbar ist. Bei- 
spielsweise wäre zu prüfen, ob es für die Bundes- 
statistik notwendig und möglich ist, zur Darstellung 
der Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse alle Be- 
soldungsgruppen und Tätigkeitsbezeichnungen ein- 
zeln aufgeführt zu erfassen, oder ob nicht Gruppen- 
bildungen ausreichen. Insbesondere gilt dies auch 
für die Erhebung des nichtwissenschaftliclien Perso- 
nals ... Es erscheint deshalb notwendig, zunächst 
einmal ein Tabellenprogramm zu entwerfen und an- 
hand dieses Tabellenprogramms den Konsumenten- 
bedarf, der an die amtliche Hochschulpersonalstati- 
stik gestellt wird, zu ermitteln, damit die Fragestel- 
lungen und ihre Gliederungen auf die bestehenden 
Erfordernisse ausgerichtet werden können . . . 

Das Statistische Bundesamt teilt die in der Stellung- 
nahme vertretene Rechtsauffassung. 
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Anlage 3 


Vorläufige Ermittlung des Aufwands an den Hochschulen 


1 Vorbemerkungen 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik hat in sei- 
ner 1. Sitzung am 14. Dezember 1971 folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

,,Zur genaueren Veranschlagung des zu erwar- 
tenden personellen und finanziellen, quantita- 
tiven und qualitativen Aufwands an den Hoch- 
schulen wird ein ad hoc-Unterausschuß „Fest- 
stellung des Arbeitsaufwands" eingerichtet. Die 
Arbeitsgruppe sollte bei ihrer Arbeit auch die 
Erhebungsverfahren an weniger gut ausgerüste- 
ten Hochschulen berücksichtigen. Ihre Ergeb- 
nisse sollten noch vor der endgültigen Verab- 
schiedung der Haushaltspläne der Länder vor- 
liegen. " 

Der Unterausschuß hat in zv/ei Sitzungen am 22. Fe- 
bruar und am 7. März 1972 unter Hinzuziehung von 
Herrn ltd. Verwaltungsdirektor v. Beckerath, Tech- 
nische Universität Berlin und von Herrn Akad. Rat 
Burghardt Bessai, Planungsgruppe der Universität 
des Saarlandes als Experten eine „Vorläufige Auf- 
wandsermittlung" erarbeitet, die dem Ausschuß für 
die Hochschulstatistik hiermit vorgelegt wird. 

Die Vorläufige Aufwandsermittlung geht von fol- 
genden Überlegungen aus: 

1.1 

Da die Beratungsergebnisse der Unterausschüsse für 
die einzelnen Erhebungseinheiten noch nicht vor- 
liegen, kann die Aufwandsermittlung nur vorläufig 
sein. Sie bedarf der Überprüfung, wenn der Daten- 
umfang, die Erhebungsmethoden, die Organisation 
der Datenspeicherung und des Datenverkehrs fest- 
liegen. 

Der Ermittlung liegen die Erfahrungen einzelner 
Hochschulen zugrunde, die seit einigen Jahren um 
den Aufbau von Hochschuldatenbanken bemüht 
sind. 


1.2 

Die vorläufige Ermittlung geht von dem Aufwand 
einer Hochschule mittlerer Größenordnung (10 000 
bis 15 000 Studenten) aus. 

Besonderheiten einzelner Hochschulen, die einen er- 
heblich höheren Arbeitsaufwand bedingen können 
als dies bei „Normal-Hochschulen" gleicher Größen- 
ordnung der Fall ist, bleiben unberücksichtigt. (Man 
denke etwa an Hochschulen mit besonders großen 
Kliniken oder mit ungewöhnlich großem Fächer- 
katalog, bei denen der Aufwand erheblich über dera 
für „Normal-Hochschulen" ermittelten Umfang lie- 
gen kann.) 


1.3 

Es kann schon im Hinblick auf die notwendige regio- 
nale und bundesweite Koordinierung der Erhe- 
bungsergebnisse nicht Aufgabe der einzelnen Hoch- 
schulen sein, die Merkmalskataloge, die Erhebungs- 
methoden und die Standard-Benutzerprogramme 
selbst zu entwickeln; diese Aufgabe sollte von zen- 
tralen Stellen (Ausschuß für die Hochschulstatistik, 
HIS) übernommen werden. Die dabei entstandenen 
Kosten gehen in die Aufwandsermittlung nicht ein. 

1.4 

Die Erhebungen nach dem HStatG erstrecken sich 
auf die in § 2 HStatG angeführten acht Erhebungs- 
bereiche. 

Von diesen Erhebungsbereichen erfaßt die Auf- 
wandsermittlung nur die Hochschulen (§ 2 Nr. 1 
und 2). 

1.5 

Erhebungen des gesetzlich vorgeschriebenen Um- 
fangs werden bisher von keiner Hochschule durch- 
geführt. Vereinzelt bestehen Ansätze, um deren 
Ausbau personell und sachlich unzulänglich ausge- 
stattete Arbeitsgruppen bemüht sind. 

Es ist also davon auszugehen, daß in allen Hoch- 
schulen Arbeitsgruppen gegründet bzw. vorhandene 
Arbeitsgruppen ausgebaut werden müssen. 

1.6 

Art und Umfang der Erhebungen erfordern den Ein- 
satz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen und 
den Aufbau örtlicher Hochschuldatenbanken. 

Nicht zuletzt um den personellen Aufwand in Gren- 
zen zu halten, wird davon ausgegangen, daß die 
Datenbank sukzessiv innerhalb von drei Jahren 
— beginnend mit dem Haushaltsjahr 1973 — aufge- 
baut wird. 

1.7 

Zwischen den Erhebungen nach dem HStatG und 
den Bemühungen der Hochschulen zur Rationalisie- 
rung ihrer Verwaltung mit Hilfe der EDV besteht 
ein enger sachlicher Zusammenhang. Beide Aktivi- 
täten müssen folglich als untrennbare Einheit ange- 
sehen werden. 

1.8 

Die Hochschulen werden vor allem mit folgenden 
Erhebungstatbeständen (vgl. Ergebnisprotokoll der 
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1. Sitzung der Programmarbeitsgruppe vom 7. Fe- 
bruar 1972 S. 4) befaßt sein: 

1 . Studenten 

2. Personal 

3. Ausbildungsgänge und Studienmöglichkeiten 
(einschließlich Lehrveranstaltungen) 

4. Baubestand 

5. Ausgaben und Finanzen (Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen) 

6. Zulassungsbeschränkungen und -quoten 

7. Forschung. 

Außerdem kommt als weiterer Tatbestand in Be- 
tracht: 

8. Geräte. 

Für die Erhebungstatbestände 1, 2, 4 und 5 liegen 
einigermaßen hinreichende Erfahrungen zur Ab- 
schätzung des Arbeitsaufwandes vor; nicht dagegen 
für die Erhebungsbereiche 3, 6, 7 und 8. Für die 
letztgenannten Tatbestände kann der Arbeitsauf- 
wand nur vage angegeben werden. 

Die Vorläufige Aufwandsermittlung geht von fol- 
genden Kosten verursachenden Faktoren aus: 

1. Personal 

2. sächliche Ausstattung 

a) Datenerfassungsgeräte 

b) Datenendstationen (Terminals) 

c) Datenträger und Verbrauchsmaterial. 

Unberücksichtigt bleiben Investitionen (Bau- und 
Ersteinrichtungskosten) sowie evtl, anfallende Ko- 
sten für Rechenzeiten. 

Den Bedarf an Rechenzeit und die dadurch ent- 
stehenden Kosten wird der Ausschuß — gegebenen- 
falls aufgrund einer Umfrage bei den einzelnen 
Hochschulen — noch ermitteln. 


2 Personal 

2.1 Personalbedarf 

Es erscheint sinnvoll, die der Hochschule obliegen- 
den Erhebungsaufgaben im Zusammenhang mit dem 
Aufbau einer Hochschuldatenbank einer Arbeits- 
stelle im Rahmen der allgemeinen Verwaltung zu 
übertragen (Arbeitstelle Datenverarbeitung und Or- 
ganisation). 

Die Arbeitsstelle wird eng mit den für die einzelnen 
Sachbereiche zuständigen Dienststellen der allge- 
meinen Verwaltung (Studentensekretariat, Personal- 
amt, Rechnungsamt u. a.) Zusammenarbeiten müs- 
sen. Auf diese Dienststellen, die in der Regel die 
Erhebungsbelege ausfüllen müssen, kommt je nach 
dem Erhebungsumfang eine erhebliche zusätzliche 
Arbeitbelastung zu. Inwieweit sich diese Mehr- 
belastung durch organisatorische Maßnahmen und 
durch Schulung des Personals auffangen läßt, dürfte 


abzuwarten sein. Dies setzt jedoch voraus, daß die 
betroffenen Dienststellen in der Vergangenheit ent- 
sprechend dem Wachstum der Hochschulen personell 
und sachlich ausgestattet wurden und künftig ent- 
sprechend ausgebaut werden. 

Bei der Übernahme von Erhebungseinheiten werden 
in der Regel kurzfristig und einmalig besonders 
große Datenmassen bewältig werden müssen. Dar- 
auf kann die personelle und sächliche Ausstattung 
der betroffenen Dienststellen und der Arbeitsstelle 
für Datenverarbeitung und Organisation jedoch 
nicht ausgerichtet werden. 

Derartige Arbeiten müssen durch Überstunden und/ 
oder durch Vergabe an entsprechende Service-Unter- 
nehmen abgefangen werden. Die dadurch entstehen- 
den Kosten werden von der Ermittlung nicht um- 
faßt. 

Entsprechend der schrittweisen Errichtung der Da- 
tenbank kann die Arbeitsstelle für Datenverarbei- 
tung und Organisation in Stufen aufgebaut werden. 

1. Gründungsphase 

Erforderlich ist neben einem hochqualifizierten 
DV-Koordinator als Leiter der Arbeitsstelle (BAT 
I a) ein Arbeitsteam, bestehend aus 
1 Organisator (BAT II a) 

1 Programmierer (BAT IV a) 

1 Sachbearbeiter (BAT IV a) 

1 Sekretärin, die anfangs zugleich als Daten- 
typistin fungiert (BAT VI b). 

Das Gründungsteam ist zuständig 

— für die Entwicklung des organisatorischen Ge- 
samtkonzepts der Datenbank der Hochschule 
in Zusammenarbeit mit den betroffenen 
Dienststellen der allgemeinen Verwaltung als 
den künftigen Lieferern und Konsumenten der 
Daten, 

— für die Vorbereitung der sukzessiven Über- 
nahme der Sachbereiche, 

— für die Schulung des Personals der betroffe- 
nen Verwaltungsdienststellen. 

2. Erste Ausbaustufe (der erste Sachbereich ist ent- 
wickelt, soll übernommen, routinemäßig gepflegt 
und weiter komplettiert werden). 

Es sind zusätzlich erforderlich: 

1 Sachbearbeiter (BAT IV a) 

1 Hilfssachbearbeiter (BAT VI) 

1 Datentypistin (BAT VII). 

3. Zweite Ausbaustufe (der zweite Sachbereich ist 
entwickelt und kann übergeben werden) 

Besetzung wie zu 2. 

4. Dritte Ausbaustufe (der dritte Sachbereich ist 
entwickelt und kann übergeben werden). 

Besetzung wie zu 2. 

5. Vierte Ausbaustufe 
Besetzung wie zu 2. 
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2.2 Zeitplan 

Das im ersten Stufenplan angestrebte Ziel, bereits 
im Jahre 1972 Erhebungen wesentlichen Umfangs in 
der Hochschule durchzuführen, wird nur in Hoch- 
schulen erreichbar sein, die bereits über ein funk- 
tionsfähiges Team verfügen. Bei ihnen ist die Ar- 
beitsstelle entsprechend der erreichten Ausbaustufe 
personell aufzufüllen. 

Für Hochschulen, die bisher noch nicht über eine 
Arbeitstelle verfügen und die auch keine Aussicht 
haben, noch im Jahre 1972 entsprechende Stellen zu 
besetzen, wird folgender Zeitplan vorgeschlagen: 

1. Gründungsphase: 1973 5 Stellen 

2. 1. und 2. Ausbaustufe: 1974 6 Stellen zusätzlich 

3. 3. und 4. Ausbaustufe: 1975 6 Stellen zusätzlich. 

3 Sachkosten 

3.1 

Bei den Sachkosten ist zu trennen zwischen 

1. Kosten für die Anschaffung von Datenerfassungs- 
geräten 

2. Kosten für die Anschaffung von Datenendstatio- 
nen (Terminals) 

3. Kosten für Anschaffung von dauerhaften Daten- 
trägern (Magnetbänder, Platten) 

4. Kosten für Verbrauchsmaterial (Papier, Formu- 
lare, Lochkarten). 

3.2 Kosten für Datenerfassungsgeräte 

Geht man von vier Datentypistinnen pro Datenbank 
aus, dann müssen auch entsprechend viele Daten- 
erfassungsgeräte zur Verfügung stehen. Als Daten- 
erfassungsgeräte dürften sich aus verschiedenen 
Gründen (höhere Geschwindigkeit bei der Erfassung, 
Vereinigung von Erfassung und Prüfung in einem 
Gerät, Prüfziffernkontrolle, Anschlußmöglichkeiten 
von Protokollschreib- und -additionsmaschinen, ge- 
ringere Geräuschentwicklung) mehr und mehr Ma- 
gnetbanderfassungsgeräte durchsetzen. 

Die Anschaffung eines solchen Gerätes (einschließ- 
lich einer Ausgabeschreibmaschine und einer Prüf- 


ziffern-Einrichtung) kostet gegenwärtig bei Kauf ca. 
45 000 DM, bei Miete ca. 900 DM pro Monat bzw. 
ca. 10 800 DM pro Jahr. 

Es wären also je Hochschule 180 000 DM Kaufkosten 
bzw. 44 000 DM pro Jahr Mietkosten zur Verfügung 
zu stellen. 

3.3 

Weiterhin ist es sinnvoll, die Hochschulverwaltun- 
gen mit mindestens einer Datenendstation (Termi- 
nal) an die EDV-Anlagen der Rechenzentren anzu- 
schließen, um einerseits auch im closed-shop-Betrieb 
jederzeit auf die EDV-Anlage (Daten, Programme) 
zugreifen zu können und andererseits das Rechen- 
zentrum mit dem Ausdrucken von Daten auf Spezial- 
formularen nicht unnötig zu blockieren. 

Als Datenendstation bietet sich eine Konfiguration 
an, die aus einem Drucker, einer Magnetbandeinheit 
(alternativ einen Kartenleser) und einem Display 
besteht. 

Terminals dieser Zusammensetzung kosten bei Kauf 
ca. 270 000 DM, bei Miete ca. 5 400 DM pro Monat. 
Hierbei wird davon ausgegangen, daß das Terminal 
über Telefonleitungen an den Rechner angeschlos- 
sen ist. 

3.4 

Die Kosten für die dauerhaften Datenträger konzen- 
trieren sich vor allem auf die Anschaffung von Ma- 
gnetbändern und Magnetplatten. Hier kann man zu- 
nächst von einem erforderlichen Bestand von ca. 
150 Magnetbändern und ca. 10 Magnetplattenstapeln 
(je ca. 8 Millionen Zeichen) ausgehen. 

Für die Anschaffung dieses Materials werden fol- 
gende Mittel benötigt: 

1. Magnetbänder 

150 Bänder X 50 DM 7 500 DM 

2. Magnetplattenstapel 

10 Stapel X 600 DM 6 000 DM 

13 500 DM 

3.5 

Bei den Kosten für Verbrauchsmaterial muß man — 
im Endausbau — ca. 30 000 DM pro Jahr ansetzen. 
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Verzeichnis der Mitglieder des Ausschusses für die 
deren ständigen Vertreter 

Hochschulstatistik und 


(Stand: 1. Dezember 1973) 




Vorsitzender: Dr. Braun 

1. Vertreter: Dr, 

Schuster 2. Vertreter: Prof. Dr, Szameitat 

Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

1 

Ständiger Vertreter 

1. Statistisches Bundesamt 

Wiesbaden 

Frau Dr, Bartels 

Dr. Schwarz 

2. Bundesministerien 




Bundesministerium für 

Bildung und Wissenschaft 

Bonn-Bad 

Godesberg 

Dr. Freund 

Herr Schmidt 1 

Bundesministerium der 

Finanzen 

Bonn 

Dr. Neuthinger 

Herr Bittner 

Bundesministerium für 

Jugend, Familie und 
Gesundheit 

Bonn-Bad 

Godesberg 

Dr. Bangert 

1 

Frau Krämer 

i 

3. Für die Hochschulen zuständige oberste Landesbehörden 


Kultusministerium 

Baden-Württemberg 

Stuttgart 

Dr. Schaaf 

Herr Kammerlohr 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

München 

Dr. Bergmann 

Herr Espe ' 

Dr. Schmittlein 

Senator für Wissenschaft 
und Kunst 

Berlin 

Herr Alex 

Herr Eckey 

Senator für Bildung, 

Wissenschaft und Kunst 

Bremen 

Herr Pagel 

Herr Pietzsch 

Behörde für Wissenschaft und 
Kunst — Hochschulamt — 

Hamburg 

Dr. Braun 

N. N. 

Hessisches Kultusministerium 

Wiesbaden 

Dr. Wolf 

Dr. Baumann 

Niedersächsisches 

Kultusministerium 

Hannover 

Herr Hoth 

Herr Schmidt 

Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 

Frau Dr. Landscheid 

N. N. 

Ministerium für Unterricht 
und Kultus des Landes 
Rheinland-Pfalz 

Mainz 

Frau Wagner 

Herr Dr. Großkreuz 

Ministerium für Kultus, 

Unterricht und Volksbildung 
des Saarlandes 

Saarbrücken 

Herr Huber 

N. N. 

Kultusministerium 

Schleswig-Holstein 

Kiel 

Herr Neumaier 

Frau Ehlers 

4. Wissenschaftsrat und Deutscher Bildungsrat 


1 

1 

Wissenschaftsrat 

Köln-Marienburg 

Herr Heim 

N. N. 

Deutscher Bildungsrat 

Bonn-Bad 

Godesberg 

Herr Dr. Letzelter 

N. N, 
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Dienststelle 

i Ort 

Mitglied 

I Ständiger Vertreter 

5. Vertreter der Hochschulen 

1 


Prof. Simitis 

Dr. Schuster 

Dr. Kalischer 

Herr Kath 

Herr Hoffmann 

Herr Heseler 

N. N. 

Herr Elstermann 

Herr Höfner 

N. N. 

N. N. 

N. N. 

1 

t 

6. Vertreter wissenschaitlicher Einrichtungen 



^ Arbeitsgruppe Standort- 

! forschung 

Hannover 

Herr Tischler 

Frau Diesterweg 

' Hochschul-Informations- 
System GmbH 

Hannover 

Dr. Freytag 

Herr Meindl 

1 Zentralarchiv für 

Hochschulbau 

Stuttgart 

Frau Weidner-Russell 

Herr Hempel 

7. Statistische Landesämter 




i 

Statistisches Landesamt 

1 Schleswig-Holstein 

Kiel 



Statistisches Landesamt 
Hamburg 

Hamburg 



Niedersächsisches Landesver- 
waltungsamt — Statistik — 

Hannover 



Statistisches Landesamt 
Bremen 

Bremen 



Statistisches Landesamt 
Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 



Hessisches Statistisches 
Landesamt 

Wiesbaden 



Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 

Bad Ems 



Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg 

Stuttgart 



Bayerisches Statistisches 
Landesamt 

München 



Statistisches Amt 
des Saarlandes 

Saarbrücken 



Statistisches Landesamt 

Berlin 

Berlin 
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